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Die Sachverständige ist vom Bezirksgericht zwar richtiger
weise veranlaßt worden, ihr schriftliches Gutachten in der 
Hauptverhandlung vorzutragen und zu erläutern. An der 
Richtigkeit ihrer Darlegungen und Schlußfolgerungen be
stehen unter tatbezogenen Anforderungen aber Zweifel. Diese 
hat das Bezirksgericht nicht erkannt, weil es das Gutachten 
entgegen der in Abschn. IV Ziff. 1 Buchst, b und 4 der Beweis
richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts vom 15. Juni 
1988 (GBl. I Nr. 15 S. 171; NJ 1988, Heft 8, S. 315) erhobenen 
verbindlichen Forderung nicht genügend auf seine Zuver
lässigkeit hin überprüft hat.

Ein wesentlicher Mangel des Gutachtens besteht darin, 
daß sich aus ihm nicht eindeutig ergibt, worin sich die Zu
rechnungsunfähigkeit objektiviert hat, d. h. aus welchen Tat
umständen die gutachterliche Schlußfolgerung gezogen wird. 
Soweit die Sachverständige vor dem Bezirksgericht auf den 
Erinnerungsverlust des Angeklagten hinwies, steht das nicht 
nur im Widerspruch zu ihrem schriftlichen Gutachten, 
sondern auch zum Beweisergebnis. Ihre weitere Aussage, die 
vom Angeklagten am Morgen eingenommenen Medikamente 
hätten die Alkoholwirkung potenziert, ist eine bloße Behaup
tung, und die Angabe im schriftlichen Gutachten, der Ange
klagte sei alkoholintolerant, ist nicht ausreichend nach
prüfbar begründet.

Außerdem ist nicht zu übersehen, daß der gutachterlichen 
Aussage, der Angeklagte sei infolge einer Bewußtseinsstörung 
zurechnungsunfähig gewesen, Informationen aus anderen 
Beweismitteln (Aussagen des Zeugen W., Angaben des 
geschädigten Kindes, Geständnis des Angeklagten, Protokoll 
über die Blutalkoholbestimmung) sowie der Tatablauf ent
gegenstehen.

Bedeutsam insoweit sind insbesondere die Hinweise auf 
zielörientiertes Verhalten, Anpassung an unterschiedliche 
Situationen, Bemühungen, während der Handlung nicht ent
deckt zu werden, den Versuch, einer Strafanzeige zu ent
gehen, logische, sachbezogene Antworten und sonstige Reak
tionen bei der Festnahme und der wenig späteren ärztlichen 
Untersuchung im Zusammenhang mit der Blutalkoholfest
stellung. Hinzu kommt ein relativ gutes Erinnerungs
vermögen, wovon im übrigen auch das Kreisgericht und das 
Bezirksgericht ausgegangen sind.

Hiernach würde unter Berücksichtigung der Menge der 
genossenen alkoholischen Getränke und der vom gerichts
medizinischen Sachverständigen vorgenommenen Einschät
zung des Trunkenheitsgrades allenfalls von einer erheblich 
beeinträchtigten Fähigkeit zu gesellschaftsgemäßem Ver
halten auszugehen sein — ob verursacht allein durch den 
Alkoholeinfluß oder zusätzlich durch krankhafte oder krank
heitswertige Faktoren oder auch Medikamentenwirkung, kann 
aus dem derzeitigen Beweisergebnis nicht abgeleitet werden, 
da die gutachterliche Stellungnahme auch für diese Prüfung 
nicht die erforderliche Grundlage bietet.

Die Sachverständige hat insoweit vorgetragen, die Persön
lichkeitsbedingungen des Angeklagten hätten tatbezogen 
generell — unabhängig von einem zusätzlichen Alkoholein
fluß — eine verminderte Zurechnungsfähigkeit bewirkt. Dem 
kann nicht gefolgt werden, denn die für eine krankheits
wertige schwerwiegend abnorme Persönlichkeitsentwicklung 
sowie für ein chronisches hirnorganisches Psychosyndrom 
angegebenen Auffälligkeiten (u. a. Störungen der Aufmerk
samkeit und Konzentration, geringe Handgeschicklichkeit, 
erhöhte Verführbarkeit) stehen ganz offensichtlich nicht im 
Zusammenhang mit der Entscheidungssituation und der De
liktsart. Sie können deshalb eine erhebliche Beeinträchtigung 
i. S. des § 16 Abs. 1 StGB tatbezogen nicht begründen. Es 
hätte geklärt werden müssen, inwieweit der im Gutachten 
erwähnten Steuerungsschwäche im Tatbezug Bedeutung zu
kommt.

Das Bezirksgericht hätte deshalb erst nach vollständiger 
Aufklärung dieser Probleme über die strafrechtliche Verant
wortlichkeit des Angeklagten und die Berufung entscheiden 
dürfen.

Diese Beweisführung muß es mit Hilfe eines weiteren 
psychiatrischen Gutachtens und unter Beachtung der ge
gebenen Hinweise auch zu den übrigen sachdienlichen 
Beweismitteln und -Informationen nachholen. Mit der Beauf-
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tragung hat es dem Sachverständigen die Tatsachen und 
Umstände mitzuteilen, von denen bei der Begutachtung aus
zugehen ist. Es muß verlangen, daß die Untersuchungsergeb
nisse anhand der Besonderheiten und Bedingungen der Tat 
beurteilt werden und das Gutachten inhaltlich so gestaltet 
wird, daß die Begründetheit der getroffenen Feststellungen 
vom Gericht nachprüfbar ist (Abschn. II Ziff. 1, 2 und 5 des 
Beschlusses des Präsidiums des Obersten Gerichts zur 
Beiziehung von Sachverständigengutachten für die Feststel
lung der Zurechnungsfähigkeit [§§ 15, 16 StGB] und der 
Schuldfähigkeit [§ 66 StGB] vom 22. März 1989 [NJ 1989, 
Heft 5, S. 211]; Abschn. Ill Ziff. 3 und IV Ziff. 4 der Beweis
richtlinie).

Sollte das Bezirksgericht im Ergebnis seiner Hauptver
handlung zu der Schlußfolgerung gelangen, daß der Ange
klagte nicht zurechnungsunfähig war, wird es die Berufung 
als unbegründet zurückzuweisen haben. Der Strafausspruch 
des kreisgerichtlichen Urteils würde allen für diesen Fall 
möglichen Strafzumessungstatsachen in be- und entlastender 
Hinsicht Rechnung tragen.


